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Stadtbibliothek Limmerstraße“
in Hannover bin. Ich bin also all
die Jahre weiter beobachtet wor-
den. Selbst mein Engagement in
der Bürgerinitiative stand unter
Generalverdacht, obwohldievon
Persönlichkeiten wie dem ehe-
maligen CDU-Ministerpräsiden-
ten Christian Wulff unterstützt
wurde.
Warum durften Sie nicht als
Lehrer arbeiten?
Man hat mir meine Nähe zur
Deutschen Kommunistischen
Partei (DKP) vorgeworfen. Kon-
kret ging es um Kandidaturen
auf der Liste des MSB Spartakus
für das Studierendenparlament
in Göttingen und um eine Rats-
kandidatur fürdieDKP. Selbst ei-
ne Spende von 20 Mark für die
Zeitung Unsere Zeit wurde mir
1978 zur Last gelegt.
Die DKP galt als ferngesteuert
aus Ost-Berlin. Können Sie es
nicht verstehen, dass Sie da-
mals inZeitendesKaltenKriegs

als unzuverlässig eingeschätzt
wurden?
Die DKP war und ist eine legale
Partei, dieunserGrundgesetzge-
gen Angriffe verteidigt. Tausen-
de fortschrittlich engagierte jun-
ge Menschen mit unterschiedli-
cher politischer Couleur wurden
damals der Verfasssungsfeind-
lichkeit bezichtigt, auch SPD-
Mitglieder.
Trotzdem blieb die Angst, Sie
könnten Ihre SchülerInnen po-
litisch indoktrinieren.
Die Vorstellung, dass ich mit der
roten Fahne über den Pausenhof
gelaufenwäre, ist absurd. ImGe-
genteil: Ich habe mich immer
zum Grundgesetz bekannt und
in der Schule selbstverständlich
neutral verhalten. Das ist mir
vom Schulleiter und vom Eltern-
rat bestätigt worden. Die für
mein Berufsverbot zuständige
Anhörkommission des nieder-
sächsischen Innenministers hat
das nicht interessiert. ‚Wo kom-

„Das ist eine lebenslange Bestrafung“
RADIKALENERLASS Niedersachsen will die Opfer politischmotivierter Berufsverbote rehabilitieren und klarmachen, dass Bespitzelung
eines Rechtsstaates unwürdig ist. Lehrer Matthias Wietzer über inquisitorische Anhörungen, Überwachung und Diskriminierung

INTERVIEW ANDREAS WYPUTTA

taz: Herr Wietzer, Niedersach-
sens Landtag diskutiert über
die Rehabilitierung der Opfer
des Radikalenerlasses,mit dem
in den 70ern und 80ern vor al-
lemLinkeausdemÖffentlichen
Dienst geworfen wurden. Wie
hat Sie dieser Erlass getroffen?
Matthias Wietzer: Berufsverbot
hatte ich von 1978 bis Anfang
1991. Ich konnte zwölf Jahre und
sechsMonate nicht als Lehrer ar-
beiten – obwohl meine beiden
Examenmit „Gut“ bewertet wor-
den sind und ich als Lehreran-
wärter bereits Beamter auf Probe
war. Insgesamt war ich über 40
Jahre im Visier des sogenannten
Verfassungsschutzes.
Wie das?
Noch 2012 hat mir das nieder-
sächsische Innenministerium
mitgeteilt, es sei bekannt, dass
ich aktives Mitglied und Spre-
cher der Initiative “Rettet die

SÜDWESTER

Anderer Leute Kuchen
Der Kieler Soziologieprofessor
Hans-Werner Prahl hat beklagt,
dass das „Recht auf Faulheit“ in
modernen Gesellschaften ver-
nachlässigt werde. Faulheit sei
aber „dieGrundlage vonKreati-
vität“, diktiertePrahlderEvange-
lischen Zeitung von der Garten-
liegeaus.Passivitätsei leiderver-
pönt, sagte er herzhaft gähnend.
Dahinter stecke die Ideologie,
um jeden Preis aktiv sein zu
müssen. Soziale Netzwerke wie
Facebook vermittelten gar den
Eindruck, dass es sinnvoll sein
könnte, seiner Community mit-
zuteilen, „welchen Kuchen man
gerade gebacken hat“. Im Nor-
den rannte der Forscher offene
Türen ein: Noch zufriedener als
sonst ließ es sich amWochenen-
de im Schatten sitzen und ande-
rer Leute Kuchen essen.

men wir denn hin, wenn die El-
terndasentscheiden‘,meinteein
Kommissionsmitglied bezeich-
nenderweise.
Wie sah die Anhörung aus?
Sie war total einseitig, inquisito-
risch– ichhattedenEindruck, als
stünde das Urteil schon vorher
fest. Selbst in Kleinigkeiten wie
dem Aufhängen von Wahlplaka-
ten wurde auf anonymisierte
Zeugenaussagen verwiesen.
Doch wer diese Zeugen sein soll-
ten, wurdemir nicht mitgeteilt.
Sie sind vom Inlandsgeheim-
dienst bespitzelt worden?
Offensichtlich ja. Die Kommissi-
on berief sich auf Erkenntnisse
desVerfassungsschutzes,diedie-
ser von Informanten erhalten
hatte.Werdiewaren,wusstenan-
geblich nicht einmal die Kom-
missionsmitglieder. Mit Unter-
stützung der Lehrergewerk-
schaft GEW und des Deutschen
Gewerkschaftsbundes habe ich
fünf Prozesse geführt, um we-

Wulff will
Entschädigung

Der frühere Bundespräsident
Christian Wulff (CDU) erwartet
nach seinem Freispruch im Kor-
ruptionsprozess eine Entschädi-
gung. „Ich könnte Hunderttau-
sende Euro Anwaltskosten als
Schadensersatz vom Land Nie-
dersachsen einklagen“, sagte er
dem Spiegel. Eine Prüfung durch
angesehene Juristen habe erge-
ben, dass er mit einer Klage gro-
ße Aussicht auf Erfolg hätte.
Wulff setzte hinzu: „Eigentlich
will ich von dieser Art der Ausei-
nandersetzung aber Abstand
nehmen.“ Die Kosten der Vertei-
digungwürdenhoffentlichaner-
kannt.Wulffwar imFebruarvom
Vorwurf der Vorteilsnahme in
seiner Zeit als Ministerpräsident
freigesprochen worden. (dpa)

Aus dem falschen Becher getrunken: Dem Lehrer Matthias Wietzer wurde seine Nähe zur Deutschen Kommunistischen Partei vorgeworfen Foto: Stefan Boness/ Ipon

gung von Abschiebehäftlingen
und Strafgefangenen für inhu-
man, sondern die Abschiebehaft
an sich. In dieser Bewertung sei
sich der Flüchtlingsrat mit In-
nenminister Andreas Breitner
(SPD) einig, sagte dessen Ge-
schäftsführer Martin Link noch
vor einigen Wochen. Die Rends-
burger Abschiebehaftanstalt
müsse daher sofort geschlossen
werden.OhnehinseiseitWochen
niemandmehr dort inhaftiert.

DochnunkommtderHilferuf
ausHamburg.Nach taz-Informa-
tionen wollen sich schon heute
Innenminister Breitner und Jus-
tizministerin Anke Spooren-
donk (SSW) damit abschließend
befassen. Hamburgs Innenbe-
hörden-Sprecher, Frank Re-
schreiter, hatte bereits vorige
Woche angedeutet, dass es zu ei-

EuGH-Urteil zur Abschiebehaft macht Wirbel
AUSREISEPFLICHTIGE

Hamburg will seine
Abschiebehäftlinge im
schleswig-
holsteinischen
Gefängnis Rendsburg
einsperren. Kieler
Minister beraten heute
über Amtshilfe.
Schwerins Grüne
fordern Regress für
inhaftierte Flüchtlinge

Das Urteil des Europäischen Ge-
richtshof (EuGH), das eine Tren-
nung von Abschiebehäftlingen
und Strafgefangenen gebietet,
kam zwar nicht überraschend,
löste jedoch in einigen Nordlän-
dern große Betriebsamkeit aus.
So überlegt die rot-grün-däni-
sche Kieler Landesregierung die
zur Zeit leer stehende Rendsbur-
ger Haftanstalt für Ausreise-
pflichtige doch nicht zu schlie-
ßen, um Hamburg aus der Bre-
douille zu helfen. Hamburg darf
nach dem Urteil seine – zurzeit
nicht belegten – 35 Haftplätze in
einem separaten Trakt des Ge-
fängnis Hamburg-Billwerder
nicht weiter nutzen.

Aus Sicht des schleswig-hol-
steinischen Flüchtlingsrats wäre
das ein Rückschritt. Er hält nicht
nur die gemeinsame Unterbrin-

ner Kooperation mit einem an-
derenNordlandkommenwürde.

Mit anderen Konsequenzen
aus dem EuGH-Urteil muss sich
die rot-schwarze Koalition im
Schweriner Landtag befassen.
DieGrünen inMecklenburg-Vor-
pommern verlangen, dass die
nahezu 100 Abschiebehäftlinge,
die in den vergangenen drei Jah-
ren in der Justizvollzugsanstalt
Bützow bei Rostock unterbracht
waren, entschädigt werden.

„Nun steht fest: Die Landesre-
gierung hat jahrelang europa-
rechtliche Vorgaben ignoriert –
eine klare Verletzung der Men-
schenwürde“, sagt die grüne In-
nenpolitikerin Silke Gajek. Zu-
mindest müsse die Landesregie-
rung den Flüchtlingen die Haft-
gebührenvon76EuroproPerson
und Tag zurückerstatten. KVA

RAMADAN

Fasten in Haft
Ibrahim hat erst in der Justizvoll-
zugsanstalt Rosdorf angefangen, re-
gelmäßig zu beten und zu fasten.
Für ihn ist es der dritte Ramadan
und in Haft ist er schwieriger zu or-
ganisieren als draußen. Der Fasten-
monat wird für ihn zu einer ziemlich
einsamen Angelegenheit SEITE 23

FUSSBALL

Aufstand im HSV
Weil sie sich beim Hamburger Sport-
verein ausgebootet fühlen, ha-
ben HSV Fans einen eigenen
Verein gegründet. Dabei greifen
sie auf die Geschichte des HSV
zurück SEITE 22

nigstens als angestellter Lehrer
arbeiten zu können. Zwei habe
ich gewonnen, drei verloren.
Und dann?
Insgesamt war ich fünf Jahre ar-
beitslos. Ansonsten habe ich
mich mit Gelegenheitsjobs über
Wasser gehalten, bis hin zu einer
Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
me bei einem kirchlichen Pro-
jekt. Dabei bin ich Atheist.
Ab Anfang der 90er durften Sie
unterrichten - und sind sogar
Beamter geworden. Wie das?
Die faktischeRücknahmederBe-
rufsverbote war eine der ersten
Amtshandlungen der rot-grü-
nen Landesregierung von Ger-
hard Schröder. Viele von uns
wurden eingestellt. Aber durch
dieHintertür,dass solltenichtan
die große Glocke gehängt wer-
den. Offenbar wollten SPD und
Grüne die stramm antikommu-
nistische CDU von Ex-Minister-
präsident Ernst Albrecht nicht
provozieren. Eine offizielle Ent-
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schuldigung für unsere jahr-
zehntelange Diskriminierung
fehlt bis heute.
Und diewünschen Sie sich jetzt
vom Landtag?
Ja. Nötig ist aber auch eine Ent-
schädigung. Viele Betroffene
hatten gerade eine Familie ge-
gründet und standen vor dem
Nichts. Unsere berufliche Exis-
tenz sollte aus politischen Grün-
den vernichtet werden. Einige
von uns haben jetzt Rentenan-
sprüche von gerade einmal 500
Euro. Mir fehlen monatlich etwa
300EuroanmeinerPension.Das
ist eine lebenslange Bestrafung.
Inland SEITE 7
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Matthias Wietzer

■ 63, der Lehrer war in
den 80ern in Hanno-
ver Ratsherr der
Gruppe von DKP
und Grün-Alterna-
tiver Bürgerliste.


